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Anmerkungen 

[1] Vgl. Gesetz zur Förderung des Angebots an Ausbildungsplätzen 
1n der Berufsausbildung {Ausblldungsplatzförderungsgesetz); 
Bundesgesetzblatt vom 9. 9. 1976, Nr. 116, S. 2658 ff. 

[2] Vgl. Mus i e I a k, H.-J.: Die Finanzierung der betrieblichen 
Berufsausbildung nach dem Ausbildungsplatzf6rderungsgesetz, m: 
Informationen Bildung/Wissenschaft 6/76 vom 24. Juni 1976. 

[3] ln der zwe1Jahrigen Industriestatistik werden diese Daten für Be­
triebe über 10 Beschäftigte erhoben, vgl. Statistisches Bundesamt, 
lndustne und Handwerk, Reihe 4. Aufgrund dieser Daten wurde 
die Ausbtldungsintensitat von Industriebetrieben im Iangiahngen 
Vergleich berechnet· Henninges, Hasso von I Schwarz, Ursula. Zur 
Ausbildungsintensitat von Industriebetrieben, in. Mttteilungen aus 
der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 2/1975 

[4] Vom Statistischen Bundesamt wurde eme etgene Publikation dem 
Vergletch dteser Jahre gewidmet: Unternehmen und Arbeitsstatten­
zahlung vom 27. Mai 1970, Heft 9, Ntchtlandwtrtschaftltche Arbeits­
stauen {örtliche Einheiten), Unternehmen {Wirtschaftseinhetten) und 
Beschäftigte 1970, 1961, 1950 und 1939. 

[5] Vgl. zu den methodischen Grundlagen auch Statistisches Bundes­
amt, Arbeitsstättenzahlung vom 27. Mai 1970, Heft 1, Etnfuhrung 
in dte methodischen und systematischen Grundlagen der nicht­
landwtrtschaftl tchen Arbettsstattenzah Jung. 

[6] Diese Angaben wurden erfragt, sind jedoch in den Tabellenpro­
grammen, dte die Auszubildenden enthalten, nicht mtt aufgenom­
men worden. 

[7] Der Anstieg der Beschäfttgten gilt nur für den Beretch der Arbeits­
stättenzählung, also ohne die Landwirtschaft. Wurde der schrump­
fende Bereich der Landwirtschaft mitgezahlt werden, würde dtese 
das Plus der übngen Beretche nahezu kompensteren, so daß die 
Beschaftigtenzahlen msgesamt konstant bleiben. Dteser Aspekt 
kann hier jedoch unberücksichtigt bleiben, da die Landwirtschaft 
tn be1den Zahlungen ntcht berücksichtigt wurde. 

[8] Bei dtesem Vergleich ist noch zu berucksichtigen, daß in der Ar­
bettsstattenzählung Praktikanten und Volontäre mttgezahlt werden, 
dte Auszubildenden in der Landwirtschaft jedoch ntcht. Diese 
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Gruppen sind jedoch zahlenmäßig nicht sehr groß, so daß sie -
auch wegen des jeweils gegenlaufigen Effekts - nicht ms Gewicht 
fallen. 

[9] Vgl. He n n i n g es, H. von: Bestimmungsgründe fur die Veran­
derung des Umfangs der Facharbeiternachwuchsausbildung in der 
Industrie. Eine empirische Untersuchung, in: Mitteilungen des Insti­
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, H. 4, 1975; v. Hennmges 
stellt emen Rückgang von 1962 bts 1972 um 10 'lo fest und erklart 
dtesen durch em Modell, das Einflußgroßen wie Technisierungs­
grad, Betriebsgroßen und Ausbau des Angestelltenbereichs enthält. 

[10] Vgl. Angaben bei Hofbauer, H. I Kraft, H : Betnebliche 
Berufsausbildung und Erwerbstatigkeit Betriebs- und Berufs­
wechsel bei mannliehen Erwerbspersonen nach Abschluß der be­
tnebltchen Berufsausbildung, in Mitletlungen aus der Arbettsmarkt­
und Berufsforschung, H. 1, 1974; danach sind nur 48 'lo derer, dte 
in der Industrie eine betriebliche Ausbildung besitzen, auch dort 
ausgebildet worden. 

[11] ln 1973 betrug die Ausbildungsintensität des Handwerks bereits 
109 Punkte; berechnet nach Angaben aus: Handwerk 1974, hrsg. 
vom Zentralverband des Deutschen Handwerks. 

[12] Dabei tst zu berücksichtigen, daß 10,41 °lo Abnahme .,normal" tst, -
als durchschntttltche Abnahme. 

[13] Angaben aus: Statistisches Bundesamt, ArbeitsstaUenzahlung vom 
27. Mat 1970, Heft 9. 

[14] Zu Detatlangaben bezugltch des Einzelhandels vgl. auch Angaben 
bei F r i t z , W. I K r i c k, H. I 0 h I , L.: Evaluation der Aus­
bildungsreform tm Einzelhandel, Manuskript, Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung 1976. 

[15] Vgi.Angaben bet v. HenningesiSchwarz, Zur Ausbildungs­
mtensttat von Industriebetrieben, a. a. 0 , S. 120. 

[16] Die Angaben smd entnommen aus: Deutsches Institut für Wirt­
schaftsforschung, Beschaftigung und Arbeitnehmereinkommen in 
der BRD, 1960---1970, Berlin 1975. 

[17] Vgl. Angaben in der .,Süddeutschen Zeitung" vom 19. 5. 1976, 
.,1200 Abttunenten bewerben sich um 67 Lehrstellen". 

Erschließung von Ausbildungsplatzreserven 
durch Kürzung individueller Ausbildungszeiten 

Angesichts möglicher Engpässe im Ausbildungsplatzangebot 
der kommenden Jahre gilt es, die vorhandenen Reserven zu 
erschließen. Dies kann bei geeigneten Auszubildenden durch 
die in den Prüfungsordnungen für die Abschlußprüfung vor­
gesehene vorzeitige Zulassung zur Abschlußprüfung oder 
durch Verkürzung der Ausbildungszeit geschehen. Dadurch 
werden vorzeitig Ausbildungsplätze für andere Auszubildende 
frei. An einem konkreten Beispiel werden die erschließbaren 
Reserven errechnet und die Vor- und Nachteile des Konzepts 
diskutiert. 

Die Unzulanglichkeit vieler prognostischer Aussagen liegt 
nicht nur an den Modellen, die eine Starrheit gesellschaft­
licher Strukturen voraussetzen, die es kaum gibt. Ursache ist 
vor allem die prinzipielle Schwierigkeit, die Vielzahl der im 
sozialen Raum zusammenwirkenden Größen angemessen in 
ein Modell einzubauen [1]. 

Dennoch gibt es eine Anzahl von Prognosen, deren Reali­
tätsgehalt groß ist, zum Beispiel die, daß vor den Pforten 
des dualen Systems in den kommenden zehn Jahren erheb­
lich mehr Jugendliche stehen werden, als in den vergan­
genen. Nur sind triviale Modelle, die zu solch schlüssigen 
Aussagen aufgrund demographischer Entwicklungen (Zahl 
der Lebendgeborenen) befähigen, offenbar nicht rechtzeitig 
attraktiv. Folglich wurde man auf das Dilemma der gebur­
tenstarken Jahrgänge erst aufmerksam, als man bereits dar­
in steckte [2]. 

Statt die Hoffnung auf eine entscheidende Verbesserung der 
verfügbaren Prognoseinstrumentation zu setzen, bietet sich 
für eine sachgerechte Planung auch die Erweiterung und 
Ausschöpfung bestehender Regelungen an, ein Verfahren, 
das angemessenes Reagieren selbst dann noch gestattet, 
wenn Prognosen sich als fehlerhaft herausstellen sollten 
oder zu spat kommen. 

Einer solchen Fo·rderung nach elastischer Gestaltung der 
Regelungen ist man zumindest teilweise bei der Konstruktion 
des Berufsbildungsgesetzes von 1969 gerecht geworden. 
Vor allem der Bereich des Prüfungswesens enthält Regelun­
gen, deren potentiell kapazitätserweiternde Wirkung hier auf­
grund eines Beisp,iels demonstriert werden soll. 

Das Konzept 

Bisherige Strategien zur Ausweitung des Ausbildungsplatz­
angebots fußen wesentlich auf der direkten Vermehrung der 
Bildungsplätze schulischer oder betrieblicher Art [3]. Eine 
andere Strategie, die günstige Effekte unterschiedlicher Art 
zeitigt, besteht in der Abkürzung der Verweildauer im dualen 
System, also einer indirekten Vermehrung der Ausbildungs­
plätze, und zwar durch Ausschöpfung der für die Abschluß­
pn.ifung geltenden Gesetzesregelungen. 

Insgesamt sind es drei Regelungen, die die Aufnahme der 
geburtenstarken Jahrgänge in die betriebliche Berufsbildung 
steuernd zu beeinflussen vermögen. Zwei von ihnen sollen 
hier näher beschrieben werden [4]. 
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a) .. Die zuständige Stelle hat auf Antrag die Ausbildungs- Noten der Abschlußprüfung (kulumierte Häufigkeilen in%): 
zeit zu kürzen, wenn zu erwarten ist, daß der Auszubildende 
das Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht". 

(§ 29 Abs. 2 BBiG I§ 27a Abs. 2 HwO) 

b) "Der Auszubildende kann nach Anhörung des Ausbilden­
den und der Berufsschule vor Ablauf seiner Ausbildungszeit 
zur Abschlußprüfung zugelassen werden, wenn seine Leistun­
gen dies rechtfertigen". 

(§ 40 Abs. 1 BBiG I§ 37 Abs. 1 HwO) 

Seide Bestimmungen sind leistungsbezogen. Die erste be­
wirkt eine vorgezogene Zulassung zur Abschlußprüfung durch 
Verkürzung der Ausbildungszeit Aus ihr resultiert ein Rechts­
anspruch auf Zulassung, wenn entsprechende Voraussetzun­
gen vorliegen. Abkurzungsgründe können aus Leistungen 
vor Vertragsbeginn abgeleitet werden: Abschluß von Real-, 
Ober-, Fachober- und Berufsfachschulen, vergleichbare Be­
rufsausbildungen selbst wenn sie nicht abgeschlossen wur­
den. Es sind darunter auch schulische Berufsbildungsgänge 
zu subsummieren, die nicht durch die Anrechnungsverord­
nung gedeckt sind. Die genannten Leistungen können vor 
Begmn des Berufsausbildungsverhaltnisses auf Antrag be­
rücksichtigt werden. Leistungen wahrend der Ausbildung sind 
durch nachträgliche Abkürzung der Ausbildungszeit zu wür­
digen [5]. Bemerkenswert ist, daß unabhangig davon, welche 
Abkürzungsgründe im einzelnen vorliegen, der Auszubilden­
de nur die Gewähr bieten muß, das Ausbildungsziel in der 
gekürzten Zeit zu erreichen, d. h. die Abschlußprüfung zu be­
stehen. Der voraussichtliche Leistungsgrad beim Abschluß 
ist nicht maßgebend [6]. Selbst unterdurchschnittliche Lei­
stungen rechtfertigen daher die Verkürzung, sofern zu erwar­
ten ist, daß die Prüfung bestanden wird. 

Die vorzeitige Zulassung zur Abschlußprüfung zielt demge­
genüber emdeutiger auf die Leistungen des Auszubildenden 
während der Ausbildungszelt ab. Nur sie können die Zulas­
sung rechtferti.gen. Der Leistungspegel selber bleibt allerdings 
der Interpretation offen. Der Bundesausschuß für Berufsbil­
dung beschloß am 9. 6. 1971 Richtlinien für die Prüfungsord­
nungen der Abschlußprüfung, deren Bestandteil ausgear­
beitete Musterprüfungsordnungen für den Geltungsbereich 
des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung wa­
ren. Er hielt durchschnittliche Leistungen im berufs-schuli­
schen Teil der Ausbildung unter bestimmten betrieblichen 
Voraussetzungen für ausreichend zur vorzeitigen Zulassung 
[7]. 

Über die pädagogische Zuträglichkeil solcher Beurteilungs­
maßstäbe läßt sich stre1ten; im Mittelpunkt dieser Erörte­
rungen stehen indes in erster Linie die Kapazitätsreserven, 
die durch Ausschöpfung einschlägiger Vorschriften und Emp­
fehlungen für die Jugendlichen zu mobilisieren sind. 

Errechnung der Kapazitätsreserven 

Die Tabelle gibt d1e kumulierten Häufigkeilen der Noten aller 
Abschlußprüfungen von vier Industrie- und Handelskammern 
des Jahres 1975 wieder, die etwa 10 Ofo der Auszubildenden 
1m Bereich der Industrie- und Handelskammern betreuen. Sie 
gibt außerdem w1eder: die kumulierten Häufigkeilen der No­
ten von Auszubildenden mit verkürzter Ausbildungszeit, so­
wie die von Auszubildenden mit vorzeitiger Zulassung zur 
Abschlußprüfung. 

Werden die Noten der schriftlichen Prüfung als repräsentativ 
für die Berufe des Bereichs der Industrie- und Handelskam­
mern betrachtet, und diese Noten den folgenden Überlegun­
gen zugrunde gelegt, dann ergibt sich folgendes Bild: Ab­
hängig davon, wo der Einschnitt vollzogen wird, kommen 
zwischen 14,3 Ofo und 51,4 Ofo der Prüfungsteilnehmer für eine 
vorgezogene Abschlußprüfung aufgrund der genannten ge­
setzlichen Bestimmungen in Frage, je nachdem, ob für die 
schriftlichen Leistungen die Grenznote ,2' oder ,3' als Min­
destvoraussetzung akzeptiert wird.- Durch Interpolation zwi-

Prüfungs-
Prüfungs-Prüfungs- teilnehmer 

teilnehmer m. gekürzter teilnehmer 

insgesamt Ausbildungs- m. vorzeitiger 

zeit Zulassung 

Noten A B A B A B 

0 bis einschl. 1 4,2 1,3 4,8 1,8 6,8 2,7 
0 .. .. 2 26,4 14,3 30,0 22,6 36,3 30,9 
0 .. .. 3 65,7 51,4 72,0 67,7 77,3 75,0 
0 .. .. 4 92,5 88,0 95,1 94,3 97,0 95,5 
0 .. .. 516 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

I 
absol. Anzahl I absol. Anzahl I absol. Anzahl 
1 00% = 28245 1 00% = 6343 1 00% = 3008 

A = Fertigkeitsprüfung I prakt1sche Prufung; 
B = Kenntnisprüfung I schnftliche Prüfung. 

sehen den beiden Noten lassen sich andere Prozentsätze 
ermitteln. Anzumerken ist, daß beispielsweise bei der Note 
,3' in der Kenntnisprüfung, die Durchschnittsnote der Kennt­
nis- und Fertigkeitsprüfung unterhalb der ,3' liegt. Bei 
Gleichwertigkeit beider Prufungsteile ergibt s1ch ein Noten­
durchschnitt von ,2,7', weil die Fertigkeitsprüfungen vor 
allem im gewerblichen Bereich im Schnitt besser ausfallen. 

Wird dieses Belspiel weiterentwickelt und den 51,4% der 
Abschlußprufungsteilnehmer, die eine Durchschnittsnote von 
,2,7' haben, eine vorzeitige Zulassung oder eine Kürzung 
der Ausbildungszeit um ein halbes Jahr zugebill•igt, dann 
stunden nach diesem ersten Rechenschritt in einem Jahr zu­
sätzliche 25,7 Ofo an Ausbildungsplatzen zur Verfügung. -
Bei den Noten ,1' und ,2' käme auch eine Abkürzung von 
einem ganzen Jahr in Frage, so daß eine nochmalige Steige­
rung der Anzahl der frei werdenden Ausbildungsplätze für 
Neueintritte um 7 Ofo auf etwa 32 Ofo einträte. - Dieser Anteil 
ist jedoch zu reduzieren, da bereits heute etwa ein Drittel 
der Abschlußprüfungsteilnehmer gemessen an der regulären 
Ausbildungszeit zu einem vor.gezogenen Termin die Prüfung 
ablegt [8]. Da sie im Durchschnitt in •den Absch 11ußprüfungen 
besser abschneiden, stellen sie etwas weniger als die Hallte 
der potentiellen Re·ssourcen. Um diesen Anteil sind die er­
rechneten 32% zu verringern. Es verbleibt eine Reserve von 
ca. 17 Ofo pro Jahr. Dies dürfte keine Maximalkalkulation sein, 
da die zitierten einschlägigen Regelungen auch kumulativ 
anzuwenden sind. Ein Auszubildender mit verkürzter Aus­
bildungszeit kann zusätzlich vorzeitig zur Abschlußprüfung 
zugelassen werden, so daß, wird jeweils ein halbes Jahr 
veranschlagt, d1e Prüfung ein Jahr vor dem regulären Termin 
abgelegt werden könnte. Eine diese Ressourcen einbezie­
hende Kalkulation kann hier nicht vorgenommen werden. 

Unterstellt wird bei allen Überlegungen, daß die Prüfungs­
noten mit den schulischen und betrieblichen Noten während 
der Ausbildungszeit übereinstimmen, die Prüfungsnoten da­
her ein gültiges Abbild der Leistungen während der Aus­
bildungszeit sind. Sollten die Leistungen geringer sein, und 
erst in der letzten Ausbildungsphase vor der Prüfung eine 
Steigerung emtreten, so müßten auf Erfahrungswerten basie­
rende Notenschnitte als Grenznoten eingefügt werden, die 
dann oberhalb der Note ,3' lägen. Die errechnete Quote 
von etwa 17 Ofo zusätzlicher Ausbildungsplätze bliebe derart 
erhalten. 

D1e hier dargestellten rechnerischen Resultate ergeben nur 
grobe Anhaltspunkte für die Gesamthell der Ausbildungs­
berufe im IHK-Bereich, die sich weder unterschiedslos auf 
alle Kammern (Regionen) noch auf alle Ausbildungsberufe 
übertragen lassen. Es ist allerdings wohl davon auszugehen, 
daß in Ausbildungsberufen, in denen an Prüfungsteilnehmern 
besonders hohe Anforderungen gestellt werden, im Schnitt 
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keine unterdurchschnittlichen Ergebnisse erzielt werden. Ur­
sache dürfte das stärker ausgelesene Auszubildendenpoten­
tial sein. ln begrenztem Umfang können die ermittelten Er­
gebnisse wohl auch auf Kammerbereiche außerhalb des Be­
reichs der Industrie- und Handelskammern übertragen wer­
den [9]. 

Aus dem dargestellten Konzept, einem Teil der von Ausbil­
dungslosigkeit bedrohten Jugendlichen durch Abkürzung der 
Ausbildungszeit der besser zensierten Jugendlichen einen 
geeigneten Ausbildungsplatz zu beschaffen, können sich Vor­
und Nachteile ergeben, die aus der Perspektive der Auszu­
bildenden, der Ausbildenden und übergeordneter bildungs­
und wirtschaftspolitischer Überlegungen gesehen werden 
müssen. Ein Teil der nachstehend angeführten Argumente 
geht auf Hinweise der Beauftragten der vier in die Unter­
suchung einbezogenen Industrie- und Handelskammern zu­
rück. 

Gesichtspunkte der Auszubildenden 

Aus der Sicht der Auszubildenden ist ein vorzeitiger Abschluß 
der Lehrzeit nur dann erstrebenswert, wenn die Marktlage 
einen angemessenen Arbeitsplatz garantiert. Das dürfte 1n 

der augenblicklichen Situation nicht immer der Fall sein. 
Durch ungenügendes Abschneiden in der Abschlußprufung 
sollen Auszubildende indirekt eme Verlängerung (§ 14 Abs. 3 
BBiG) des Ausbildungsvertrages schon erzwungen haben. 
Das Einverständnis der Jugendlichen ist aus diesem Grunde 
eine Voraussetzung. Zwingende Voraussetzung dürfte es 
aber wohl nur bei der vorzeitigen Zulassung, nicht bei der 
Abkürzung der Ausbildungszeit sein. Im letzteren Falle kann 
auch der Ausbildende den Antrag auf Abkürzung stellen. 

Sieht man einmal von der durch konjunkturelle und struktu­
relle wirtschaftliche Entwicklungen geminderten Chance ab, 
einen Arbeitsplatz nach der Ausbildung zu bekommen, dann 
kann es aus der Sicht der Auszubildenden kaum entschei­
dende Einwände gegen einen vorzeitigen Abschluß geben. 
Selbst ein möglicherweise schlechteres Abschneiden in der 
Abschlußprüfung dürfte ihre Chance am Arbeitsmarkt wenig 
beeinträchtigen. in jedem Falle würde es durch die Aussicht 
früher Geld zu verdienen oder eine weiterführende Ausbil­
dung auf schulischer oder betrieblicher Ebene früher begin­
nen zu können, kompensiert. Notwendige Voraussetzung für 
die Wahrnehmung der Rechte ist allerdings deren Kenntnis 
und hier dürfte ein Mangel liegen, der durch entsprechende 
Aufklärung behoben werden müßte. 

Gesichtspunkte der Ausbildenden 

Der vorzeitige Abschluß der Ausbildung unter der Perspek­
tive der Ausbildenden betrachtet, stellt sich erheblich anders 
dar. Denn die Ausbildungskosten sind im ersten Jahr am 
größten und nehmen zum Ende der Ausbildungszeit hin ab. 
Sollte die Ausbildung in der Endphase durch die erbrachten 
Arbeitsleistungen der Auszubildenden sogar Gewinn abwer­
fen, dann erhöhten Sich die Kosten für die Ausbildung durch 
den vorzeitigen Abschluß. Dieser Effekt verstärkt sich, weil 
die ausbildenden Betriebe nach dem hier vorgeschlagenen 
Konzept gerade auf die qualifiziertesten Auszubildenden ver­
zichten müssen, bei denen ein möglicher Gewinn am größten 
ist. - Weiter konnte gegen das Konzept eingewandt werden, 
daß eine gekürzte Ausbildungszeit eine verlängerte Einarbei­
tung in die betrieblichen Arbeitsabläufe nach der Ausbil­
dungszeit bedeutet. Denn reduziert wird dadurch die Mög­
lichkeit, Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben, die zwar 
nicht, oder nicht in diesem Ausmaß, notwendig im Sinne 
der Ausbildungsordnungen sein mögen, deren Fehlen für 
den kunftigen Arbeitgeber aber als Kosten zu Buche schla­
gen können. 

Nicht zu vernachlässigen 1st endlich, daß eine vor.gezogene 
Abschlußprüfung im Ausbildungsbetrieb organisatorische 

Probleme verursachen kann und dann auch finanziei'l auf­
wendiger wird. Beispielsweise vermag sich der kleine Einzel­
handelsbetrieb wohl nur unter Schwierigkeiten auf das vor­
zeitige Ausscheiden eines Auszubildenden einrichten. Selbst 
wenn es gelingen sollte, Ersatz zu finden, können die Auf­
gaben nicht ohne weiteres auf den nachrückenden Auszu­
bildenden übertragen werden. - Ob es überhaupt gelingt, 
gegebenenfalls während eines laufenden Ausbildungsjahres 
den Ansprüchen gut ausbildender Betriebe .gerecht werden­
de Schulabgänger zu finden, sei dahingestellt. Verfügbar 
dürften zu diesem Zeitpunkt vor allem die nicht eingestellten 
Abgänger des vorangegangenen Einstellungstermins sein. 

Von erheblicher Bedeutung könnten schließlich die organi­
satorischen Probleme der Berufsschule sein. Sie müßte 
einerseits wie die Ausbildungsbetriebe den Auibildungsstoff 
für die vorzeitig Zugelassenen straffen, andererseits u. U. 
wahrend des Ausbildungsjahres für die neu eingestellten 
Auszubildenden Fachklassen oder Förderkurse einrichten. Ge­
lingt es der Berufsschule nicht, solcher Probleme Herr zu 
werden, so ist der Ausbildungsbetrieb verpflichtet, diese zu 
bewältigen, da juristisch er für die gesamte Ausbildung ver­
antwortlich ist. 

Die gesamten Bemühungen der Ausbildungsbetriebe gelten 
einer Gruppe- das soll bei Betrachtung des Problems unter 
dem Blickwinkel des Ausbildenden nicht außer acht gelassen 
werden -, die noch am ehesten geneigt sein dürfte, nach 
der Ausbildung den Ausbildungsbetrieb zu wechseln, oder 
eine weiterführende Ausbildung aufzunehmen. Und diese 
Tendenz kann sich durch das hier vertretene Konzept noch 
verstärken. 

Unter konjunkturellem Aspekt verlangt die Verkürzung der 
Verweildauer im Ausbildungssystem, und die Nutzung der 
frei werdenden Kapazitäten für Neueinsteilungen in der 
augenblicklichen Situation ein zumindest pratiell antizykli­
sches Einstellungsverhalten der Unternehmer. Antizyklisches 
Verhalten würde in diesem Falle bedeuten, daß Fachkräfte 
verstärkt auch in Berufen ausgebildet werden, deren Ersatz­
bedarf bereits bei der jetzigen Anzahl von Auszubildenden 
möglicherweise nicht langfristig aber für absehbare Zeit, ge­
deckt ist. Dieses Argument trifft in gleichem Maße allerdings 
für die direkte Vermehrung eines geeigneten Ausbildungs­
platzangebots zu. Die verursacht tendenziell jedoch höhere 
Ausgaben für Ausbildungspersonal, Ausstattung der Ausbil­
dungsstätten und Ausbildungsvergütungen. 

Die angeführten Gründe dürften insgesamt weniger zu einer 
positiven Einstellung der Unternehmer zur vorgezogenen Zu­
lassung beitragen. Es sei denn, sie interpretieren sie gemäß 
dem häufig hervorgehobenen Leistungswillen und der Lei­
stungsbereitschaft der Unternehmerischen Wirtschaft, als 
einen besonderen Leistungsanreiz für geeignete Auszubil­
dende. 

Eine positive Einstellung der Ausbildenden zur vorgezoge­
nen Abschlußprüfung aber ist notwendig, da zwar die Abkür­
zung der Ausbildungszeit, kaum aber die vorzeitige Zulas­
sung gegen den Ausbildungsbetrieb durchzusetzen ist. Die­
ser müßte den Ausbildungsstoff straffen, wenn er zum vor­
gezogenen Termin der Abschlußprüfung dem Ausbildenden 
präsent sein soll. Ein weiteres Argument f(Jr die Notwendig­
kelt einer positiven Einstellung ist das Abhängigkeitsverhält­
nis des Auszubildenden zum Ausbil·denden, der Lehrherr und 
häuf1g auch künftiger Arbeitgeber in einem ist. Diese Ab­
hängigkeit wirkt sich be·sonders in rezessiven Phasen der 
Konjunktur aus, in denen der Arbeitsplatzwechsel schwierig 
ist. 

Bildungs- und wirtschaftspolitische Gesichtspunkte 

Wird die Abkürzung der Ausbildungszeit schließlich unter 
dem Blickwinkel ubergeordneter bildungs- und wirtschafts­
politischer Prinzipien betrachtet, so weist sie gegenüber der 
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direkten Vermehrung der Ausbildungsplätze, durch die leicht 
Reserven minderer Ausbildungsqualität erschlossen werden, 
einige Vorzüge auf: 

Die These, daß die besser ausbildenden Betriebe im Schnitt 
auch die schulisch besser vorgebildeten und geeigneteren Ju­
gendlichen ausbilden, wird kaum strittig sein, weil sie mit 
Eignungstests, aufgrund der Schulzensuren oder anderer 
Verfahren unter einer Mehrzahl von Bewerbern auswählen 
können. Es sind daher die besser ausbildenden Betriebe, 
die wegen ihrer Auslese und der besseren Ausbildung eine 
größere Anzahl Auszubildender zu einer vorgezogenen Prü­
fung führen können. 

Auch die zweite These, daß besonders gefragte Ausbildungs­
berufe im Durchschnitt von schulisch besser vorgebildeten 
und geeigneteren Jugendlichen aufgrund des Verdrängungs­
wettbewerbs besetzt werden, ist kaum zu Widerlegen. Folg­
lich dürfte sich auch h1er ein vorgezogener Prüfungstermin 
eher realisieren lassen. Vor allem dann, wenn in kommen­
den Jahren mehr Auszubildende mit gehobenen Abschlus­
sen in die Ausbildungsberufe eintreten. in der Konsequenz 
wäre die Verweildauer dort am kürzesten, oder anders aus­
gedruckt die Umschlaggeschwindigkeit dort am hochsten, wo 
die besser vorgebildeten und .geeigneteren Jugendlichen hin­
strömen, in den besser ausbildenden Betrieben und den be­
sonders gefragten Ausbildungsberufen. 

Es wäre in diesem Zusammenhang zu prüfen, ob Anreiz­
systeme, wie sie d1e unterschiedlichen Finanzierungskonzep­
te darstellen, nicht nur auf die direkte Gewinnung von mehr 
Ausb1ldungsplätzen, sondern auch auf eine sinnvolle Abkür­
zung der Ausbildungszeit [10] im Rahmen der genannten 
Regelungen angewandt werden könnten. 

Das dargestellte Konzept könnte als ein Mittel mißverstan­
den werden, regulare Ausbildungszeiten zu unterlaufen. Das 
ist indes nicht die Absicht des Autors und sicherlich nicht 
die des Gesetzgebers bei der Abfassung der Regelungen 
zur Kürzung der Ausbildungszeiten gewesen. Die Existenz 
dieser Regelungen ist andererseits hinreichendes Indiz für 
den Willen des Gesetzgebers, eine dem Einzelfall angemes­
sene, den besonderen Fähigkelten und Vorkenntnissen des 
Auszubildenden gerecht werde-nde Ausbildungsdauer festzu­
legen. -Würden die einschlägigen Regelungen in den kom­
menden Jahren in höherem Maße in An·spruch genommen 
als in den vorangegangenen, so ginge das Sicherlich nicht 
zu Lasten der leistungsschwächeren Auszubildenden, deren 
Chance, einen Ausbildungsplatz zu erlangen, gesteigert 
würde. 

Eine nach Befähigung differenzierte Ausbildungsdauer, die 
keinem Auszubildenden den Abschluß der vollen Ausbildung 
vorenthalt, wäre schließlich auch ein Beitrag zur bildungs­
politisch stark akzentuierten Durchlässigkeit des Bildungs­
systems. Ein System, das heute vielfach nicht mehr durch 
fehlende Ubergänge, sogenannte Sackgassen, gekennzeich­
net ist - obgleich in der jüngsten Vergangenheit i-n mehre­
ren Bundeslandern restriktive Entwicklungen einsetzten -
sondern eher durch ein in der angelsächsischen Literatur 
unter .. cooling-out function" bekanntes Phänomen: Einem 
sich Verzetteln auf lang und überlang dimensionierten Bil­
dungswegen, das den Aufstieg geeigneter Jugendlicher aus 
den Unterschichten in den Hierarchien des Bildungssystems 
erschwert [11]. 

Ob es gelingt, mehr geeignete Ausbildungsplätze zu gewin­
nen, ist eine Frage, die auch an die betnebliche Berufsbil­
dung zu richten wäre und deren Beantwortung nicht zuletzt 
über die Entwicklungschancen dieses wesentlichen Bildungs­
zweiges entscheiden wird. 

Anmerkungen: 

[1] Daß auch die vorausschauende Einsicht in die Krisenhaftlgkeit von 
Entwicklungen aufgrund emer Prognose, d1ese 1hres ursprünglich 

realen Gehalts berauben kann - ein in den Sozialwissenschaften 
als ,sei! destroy1ng prophecy' bekanntes Phänomen - vereinfacht 
das Gasehaft der Prognostiker nicht. 

[2] Die ersten exakten m1t Zahlen belegten Hinweise smd m emem 
Arbeitspapier des lAB enthalten: G. Kühlew1nd, D. Mertens, M. 
Tessaring: ,Zur drohenden Ausbildungskrise im nachsten Jahr­
zehnt - E1ne Modellrechnung zur Aufnahmefähigkeit des berufs­
bildenden Bildungssystems fur Ubergange aus dem allgemein­
bildenden Schulsystem b1s 1990", Nurnberg, Dezember 1975 

[3] E1ne detaillierte Analyse der Vor- und Nachteile einzelner kapazl­
tatserweiternder Verfahren n1mmt Burkart Lutz vor: ,Uberlegungen 
zu kapaz1tatserweiternden Maßnahmen außerhalb der Hochschu­
len', in· D1e geburtenstarken Jahrgange und d1e Aulnahmefahigkeit 
des B1ldungssystems, herausgegeben vom Stifterverband fur d1e 
deutsche Wissenschaft, Villa-Hugei-Gespräch am 25. 5. 1976, Er­
gebnisse des vorbereitenden Arbeitskre1ses. 

[4] D1e dntte Regelung, d1e sogenannte Externenprüfung für Perso­
nen. d1e das zweifache der Ausbildungsze1t, w1e sie !ur den 
Ausbildungsberul, fur den die Prüfung abgelegt werden soll, an 
emschlag1ger Tat1gke1t nachweisen, oder d1e erworbenen erforder­
lichen Fert1gke1ten und Kenntnisse auf andere We1se belegen 
mussen, 1st fur e1ne Erorterung 1m Zusammenhang m1t den ge­
burtenstarken Jahrgangen wen1ger geeignet S1e erfordert Motiva­
tionspotentlale, d1e gerade be1 denjenigen, d1e e1nen Ausbildungs­
platz aufgrund des Verdrangungswettbewerbs nicht mehr erlangen, 
kaum vorhanden s1nd. Die Externenprufung nach § 40 Abs. 1 BB1G/ 
§ 37 Abs. 1 HwO ist daher eher e1n Instrument. Berufswechsler im 
neuen Beruf auf eme hohere Qualifikationsebene zu heben. 

Der Vollstand1gke1t halber se1 noch auf § 40 Abs. 3 BBiGI§ 37 Abs 3 
HwO verw1esen, der d1e Zulassung von Absolventen vollschulischer 
Berufsbildungsgange zur Abschlußprufung der Kammern regelt 
Wenn derart1ge Bildungsgänge anges1chts mangelnder Ausbil­
dungsplatze 1m beineblichen Berufsbildungswesen torc1ert ausge­
baut werden sollten, stellt diese Gesetzesregelung die Handhabe 
fur d1e Vermittlung entsprechender Abschlusse dar. 

[5] Leistungen wahrend der Berufsbildung, die 1n Verkürzungen der 
Ausbildungszeit ihren Ausdruck fmden konnten, werden nach den 
verlugbaren Kammerstatistiken bemahe ausschließlich durch vor­
zellige Zulassung zur Abschlußprufung honoriert, obgle1ch das In­
strument der Verkürzung der Ausbildungszelt !ur den Auszubilden­
den u U. erfolgversprechender anzuwenden ist. we11 die Leistungs­
anforderungen nur fur das Bestehen der Abschlußprüfung hinre1chen 
mussen. 

[6] Vgl Kommentar von Josef Herkert, Berufsbildungsgesetz m1t Ne­
benbestimmungen, § 29 Rd. Nr. 15. 

[7] .. Be1 der Beurteilung der betrieblichen Leistung smd entsprechend 
der Ausbildungsordnung der Ausbildungsgang, der Leistungsstand 
und die m der bis zur Prufung noch verbleibende Zeit zu vermit­
telnden Fertigkeiten und Kenntn1sse 1m Hmblick auf die Erreichung 
des Ausbildungsziels zu berucksichtigen. 

Fur d1e Beurteilung durch die Berufsschule ist davon auszugehen, 
daß durchschnittliche Le1stungen Voraussetzungen für eme vor­
zellige Zulassung sind. E1ne entsprechende Leistung l1egt vor, 
wenn bezogen auf die !ur d1e Prufung wesentlichen Facher 1m 
Durchschnitt mindestens d1e Gesamtnote ,befned1gend' erreicht 
w1rd. Darüber hinausgehende Leistungsanforderungen sind unzu­
lass1g" in· Sonderdruck aus Bundesarbeitsblatt 10/1971, S. 3. 

[8] Hier handelt es sich vornehmlich um Auszubildende, deren Aus­
bildungszelt aufgrund vorangegangenen Schulbesuchs (Anrech­
nungsverordnung) abgekurzt wurde, zu emem Dnttel um vorzeitig 
Zugelassene. 

[9] Werden Prozentsatze gleicher Großenordnung für das gesamte 
beinebliche Berufsbildungswesen unterstellt, dann konnten z. Z 
der großten Belastung des berufsqualifizierenden Bildungssystems 
durch Neuemtntte, m den Jahren 1981 und 1982, ca. e1n Dnttel 
der ohne Bildungsplatz bleibenden Schulabsolventen (1981 etwa 
189 000, exclus1ve .. Freiwillige Verz1chter") durch d1e hier vorge­
schlagenen Maßnahmen absorbiert werden. D1eser Schatzwert ba­
siert auf den Modellrechnungen von G. Kühlewmd, D Mertens, 
M. Tessarmg: Zur drohenden Ausbildungskrise im nächsten Jahr­
zehnt m: D1e geburtenstarken Jahrgänge und die Aufnahmefahlg­
kelt des Bildungssystems. - Ergebnisse des vorbereitenden Ar­
be1tskre1ses, Stifterverband für die deutsche Wissenschaft, Ta­
belle 2 S. 36 b. 

[10] Vgl. Wolfgang Lempert, Heinrich Ebel: Lehrze1tdauer, Ausbildungs­
system und Ausbildungserfolg - Grundlagen für die Bemessung 
des Zeitraums der Ausbildung bis zum Facharbe1tern1veau, Frei­
burg 1965, S. 108 ff und S. 297 ff. 

[11] Der zu !ruhe Abschluß der Personllchkeltsen!wlcklung bedingt 
durch Emehung und !ruhen Eintritt ins Erwerbsleben, das frühere 
Heiratsalter und d1e daraus entstehenden früheren fam1l1aren Bin­
dungen der Jugendlichen aus den Unterschichten lassen d1e Auf­
stlegshoffnungen und d1e daraus resultierenden notwendigen An­
strengungen fruhze1t1ger erlahmen 


